Kommentare zur Reform der neuen Kfz-GVO

Die EU-Kommission hat die neue Kfz-GVO verabschiedet, die am 1. Oktober

2002 in Kraft tritt. Die Übergangsfrist für das umstrittene Auslaufen

von Standortklauseln gilt bis zum 30. September 2005.

Mehrmarkenvertrieb, Freiheit der Wahl des Vertriebssystems

(selektiv/exklusiv), Trennung zwischen Verkauf und Service sowie eine

Stärkung der Unabhängigkeit der Händler vom Hersteller - das sind die

Eckpunkte der neuen Kfz-GVO, wie sie die Europäische Kommission heute

in Brüssel beschlossen hat. 

Die neue Verordnung, die den europäischen Automobilvertrieb auf neue

Spielregeln festlegt, tritt am 1. Oktober 2002 in Kraft. Es ist eine

einjährige Übergangsfrist vorgesehen, in der alle bestehenden

Händlerverträge den neuen Vorschriften angepasst werden müssen. Eine

besondere, längere Übergangsfrist bis zum 30. September 2005 gilt für

Standortklauseln ("location clauses"), mit anderen Worten für die

Freiheit der Händler, Niederlassungen zu errichten.

Die in der Verordnung vorgesehene Gruppenfreistellung wird am 31. Mai

2010 auslaufen. Dieses Datum ist zugleich der Zeitpunkt, zu dem die

allgemeine Verordnung für vertikale Wettbewerbsbeschränkungen

(Verordnung 2790/99) außer Kraft tritt.

Was die Durchsetzung der neuen Vorschriften anbelangt, hat die

EU-Kommission signalisiert, die Entwicklungen in der Automobilindustrie

auch weiterhin zu beobachten. Man wolle sich "aktiv dafür einsetzen,

dass die Hersteller die neuen Regeln im Vertrieb und im Kundendienst in

angemessener Weise umsetzen, damit die Verbraucher wirklich in den

Genuss der erwarteten Vorteile gelangen". Brüssels Signal an

Pischetsrieder, Panke, Schrempp & Co.: "Holzauge, sei wachsam!"

----------------------------------------------------------------------

Creutzig (Cecra): Neue GVO beschleunigt Strukturwandel der Branche

Übereinstimmung in vielen Punkten - aber: "Neue GVO brennt kleine und

mittlere Betriebe aus", meint Cecra-Präsident Jürgen Creutzig.

Die EU-Kommission hat heute in Brüssel die neuen Spielregeln für den

europäischen Automobilvertrieb beschlossen. Die neue Kfz-GVO hat in der

Branche bereits zu ersten Reaktionen und Stellungnahmen geführt. So zum

Beispiel beim Europäischen Verband des Kraftfahrzeuggewerbes. Für dessen Präsident, Prof. Dr. Jürgen Creutzig, ist klar: "In den nächsten drei Jahren wird das Ausbrennen kleiner und mittlerer Unternehmen beträchtlich mehr anwachsen als in den vergangenen 30 Jahren." Dies sei die Konsequenz der Untersagung der Standortklausel (location clause), die am 30. Sept. 2005 wirksam wird.

"Es ist äußerst bedauerlich", fuhr Creutzig fort, "dass die Kommission

sich über die wohl begründete Empfehlung des Europäischen Parlaments

und der Mehrheit der Mitgliedsstaaten einfach hinweggesetzt hat".

Was die neuen Regeln im übrigen angehe, habe das Europäische

Kraftfahrzeuggewerbe in einigen Punkten eine ablehnende Haltung zu den

Beschlüssen, in vielen Punkten stimme es aber völlig überein.

"Zu den Punkten, denen wir nicht zustimmen können, gehören die

Untersagung der quantitativen Selektion von Vertragswerkstätten, die so

genannte Re-Organisation der Verbindung zwischen Verkauf und

Kundendienst und die Tatsache, dass die GVO Leasingfirmen als

Endverbraucher definiert, weil dies einen zweiten Vertriebskanal

außerhalb der Vertragshändlerschaft öffnet", fügt Creutzig hinzu. Des

weiteren ist die Branche äußerst enttäuscht, dass die neue GVO nicht

den Direktverkauf der Hersteller an Endverbraucher verbietet und auch

nicht die immensen Investitionen schützt, die alle Vertragshändler und

-werkstätten tätigen müssen.

Auf der anderen Seite begrüßt die Cecra alle Klauseln, die die

wirtschaftliche Unabhängigkeit der Händler gegenüber ihren Herstellern

stärkt. "Denn nur wirtschaftlich unabhängige Händler sind die beste

Wahl für den Verbraucher", begründete Creutzig diese Haltung.

Im besonderen wertet die Cecra positiv:

- dass die neuen Regeln keinen separaten Vertriebskanal für

Supermärkte, Internet-Händler u.ä. öffnen

- dass sie den Händlern und Werkstätten erlauben, ihren Vertrag an

einen anderen Händler bzw. eine andere Werkstatt zu verkaufen

- dass sie die Pflicht der Hersteller beträchtlich ausgedehnt haben,

Zugang zu technischen Informationen zu gewähren

- dass sie eine zweijährige normale Kündigungsfrist vorschreiben

- dass sie die Hersteller zwingen, ihre Kündigung schriftlich mit

objektiven Gründen zu begründen und dass sie das Schiedsverfahren

beträchtlich ausgeweitet haben, so dass es eine bedeutende Rolle

spielen kann, um Meinungsverschiedenheiten zwischen den Parteien zu

glätten.

"Jetzt schaut die Cecra nach vorne", schloss Creutzig seine

Ausführungen. "Wir helfen den europäischen Händlerverbänden und ihren

Mitgliedern bei ihren Verhandlungen  it den Herstellern, um die

Verträge anzupassen. Für diese Anpassung war und ist eine Kündigung des

Händlervertrages nicht notwendig. Wenn trotzdem eine Kündigung erfolgt

ist oder noch erfolgen sollte, dann sollten die Händler besonders

vorsichtig sein, denn die Gründe für eine solche Kündigung lägen in

jedem Fall darin, die Position der Händler zu verschlechtern."

Weitere Stimmen zur neuen Kfz-GVO, Originaldokumente und interessante

Links finden Sie auf unserer Homepage im Kasten Top Thema. Das

Anklicken lohnt sich!

----------------------------------------------------------------------

VDIK: Ungereimtheiten in der neuen GVO

VDIK-Präsident Volker Lange moniert inhaltliche Schwächen und

Ungereimtheiten der GVO-Reform.

Der Verband der Importeure von Kraftfahrzeugen e.V. (VDIK) äußert sich

kritisch zum Inhalt der heute von EU-Kommissar Monti vorgestellten

neuen Kfz-Gruppenfreistellungsverordnung (Kfz-GVO).

VDIK-Präsident Volker Lange: "Natürlich ist es ein Erfolg für die

Branche, wenn wir der Kommission vermitteln konnten, dass ein so

komplexes Gut wie das Auto auf andere Weise verkauft werden muss als

Brot und Waschmittel. Herr Monti hat eingesehen, dass hierfür besondere

Regelungen nötig sind. Inhaltlich weist die neue Kfz-GVO aber

zahlreiche Schwächen und Ungereimtheiten auf." Zahlreiche europäische

Regierungen und auch Bundeskanzler Schröder hatten dies zu Recht im

Vorfeld moniert, blieben jedoch leider erfolglos.

Der VDIK kritisiert vor allem die negativen Folgen für das

mittelständisch strukturierte Kraftfahrzeuggewerbe, die auch durch die

Fristverlängerung der "Location clause" bis in das Jahr 2005 lediglich

verzögert aber nicht aufgehalten werden. Dazu Lange: "Letztlich wird es

zu einer Konzentration im Kraftfahrzeuggewerbe kommen und Tausende

Arbeitsplätze im Mittelstand geraten in Gefahr. Wir befürchten

ebenfalls, dass ein reiner Preiswettbewerb sowohl im Vertrieb als auch

bei Kundendienstleistungen zu Lasten der Qualität für den Kunden gehen

wird."

Auch wird der Verbraucher vergeblich auf die von Monti prophezeite

Preissenkung warten müssen. "Insgesamt werden die durch die neue

Rechtslage eintretenden Veränderungen kostentreibend wirken und

mittelfristig zu höheren Verbraucherpreisen führen", schätzt Lange die

Lage ein. Die internationale Automobilindustrie wird große

Anstrengungen unternehmen müssen, um die negativen Folgen für

Verbraucher und Automobilhandel abzumildern. 

----------------------------------------------------------------------

Konrad: Neue GVO stößt Tor zum Wettbewerb weit auf

Berichterstatter des Europaparlamentes sieht mittelständische

Kfz-Betriebe gestärkt.

Der Handel atmet auf. Einer der bis zuletzt bestehenden

Hauptstreitpunkte in der neuen Kfz-GVO ist im Sinne des Handels gelöst

worden. Die so genannte Niederlassungsklausel wird bis zum 1. Oktober

2005 ausgesetzt. Die EU-Kommisssion fasste diesen Beschluss heute in

Brüssel einstimmig, ohne vorher darüber abgestimmt zu haben.

"Damit hat der Handel ein wenig Spielraum und kann sich geordnet auf

die neue Situation einstellen." Das sagte Dr. Christoph Konrad,

Berichterstatter des Europäischen Parlamentes, auf einer

Pressekonferenz in Berlin (17.7.) anlässlich der

EU-Kommisssions-Entscheidung zur GVO.

Mit der neuen GVO wurde vor allem etwas für die mittelständischen

Betriebe der Kfz-Branche getan. Der Kampf "David gegen Goliath" sei

etwas entschärft worden und sogleich der Wettbewerb in Vertrieb und

Service angekurbelt.

Das spiegele sich in verlängerten Kündigungsfristen für den Handel und

in der Verbesserung der technischen Infos an freie Werkstätten, im

Mehrmarkenvertrieb sowie für die Bestellung von Original Erstazteilen

wider.

"Momentan gibt es in Europa rund 3.000 gekündigte Händler. Auch für sie

eröffnen sich durch die GVO neue Perspektiven, so CDU-Mitglied Konrad.

Mit der neuen GVO sei mehr unternehmrischer Freiraum geschaffen worden.

Was der Markt daraus mache, werde die Zukunft zeigen. Konrad

prognositizierte, dass sich künftig im Service mehr bewegen werde als

im Vertrieb. Spannend sei die Entwicklung in der Preispolitik der

Hersteller in Europa. (eh)

----------------------------------------------------------------------

Diez: Neue GVO bringt ein großes Händlersterben

Automobilprofessor Willi Diez sieht Automobilvertrieb vor

einschneidenden Veränderungen.

Die Neordnung der Kfz-GVO zieht weitreichende Änderungen nach sich.

Diese Auffassung vertritt Prof. Dr. Willi Diez, Leiter des Instituts

für Automobilwirtschaft (IFA). So bekommen Automobilhändler unter

anderem das Recht, im gleichen Autohaus mehrere Marken anzubieten und

künftig überall in Europa Neuwagen zu verkaufen. Die EU Kommission

verfolgt damit das Ziel, die stark divergierenden Neuwagenpreise im

europäischen Binnenmarkt zu harmonisieren.

Nach Auffassung des IFA werden die geplanten Maßnahmen jedoch nur

teilweise ihre Ziel erreichen. So werde es zu keinem nachhaltigen

Rückgang der Neuwagenpreise in Deutschland kommen. Die

Automobilhersteller würden ihre Preise nämlich eher in den bisherigen

Niedrig-preismärkten erhöhen, da es sich dort um relativ kleine Märkte

wie Dänemark, Portugal und Griechenland handele. 

Im Automobilhandel rechnen die IFA-Experten mit einer Beschleunigung

des Händlersterbens. Die geplanten Veränderungen würden vor allem große

kapitalkräftige Händlergruppen stärken und damit zu einer Verdrängung

kleinerer Händlerbetriebe führen. Außerdem würden die

Automobilhersteller dazu übergehen, Neuwagen künftig verstärkt selber

über werkseigene Niederlassungen zu verkaufen. 

Diez rechnet damit, dass die Zahl der selbständigen Automobilhändler

von heute 17.000 auf 8.000 im Jahre 2010 sinken wird: "Nur große

Händler haben die Möglichkeiten, ihren Verkaufsaktivitäten auf ganz

Europa auszudehnen. Darunter werden die kleinen Händler leiden."

Probleme gäbe es auch für die Automobilhersteller, da die Händler

künftig mehrere Marken im gleichen Ausstellungsraum anbieten könnten.

Dadurch werde es den Herstellern erschwert, ihre Marken exklusiv zu

präsentieren. Außerdem werde der Aufwand für die Steuerung- und

Kontrolle des Vertriebs zunehmen. Dies werde zu einem Anstieg der

Vertriebskosten in einer Größenordnung von 350 Euro je Fahrzeug führen.

---------------------------------------------------------------------

ADAC: Was die gelben Engel von der neuen GVO halten

ADAC: Montis Reform für Verbraucher noch kein Grund zum Jubeln.

Die zum 1. Oktober von den EU-Kommisären beschlossene Neufassung der so

genannten Gruppenfreistellungsverordnung (GVO) wird so schnell noch

keine Vorteile für den Verbraucher bringen. Der ADAC weist darauf hin,

dass sich die verbraucherfreundlichen Änderungen der Verordnung

größtenteils erst nach Übergangsfristen von einem bis zwei Jahren in

der Praxis auswirken werden. Ob und in welchem Umfang danach der

Verbraucher von der neuen GVO profitieren wird, könne heute noch

niemand mit Sicherheit sagen. 

Zu den wichtigsten Neuerungen ab dem 1. Oktober 2004 dürfte die dann

geltende Niederlassungfreiheit zählen, die es jedem Neuwagenhändler

ermöglicht, seine Autos überall im EU-Gebiet zu verkaufen. Das macht

vor allem für diejenigen Händler Sinn, die beim Hersteller billiger

einkaufen können, als der ortsansässige Anbieter. Bisher musste jeder

Autohändler die Gebietsgrenzen der Konkurrenz beachten und durfte nur

dann beispielsweise über Gebiets- oder Landesgrenzen hinweg verkaufen,

wenn der Kunde selbst den Kontakt zu dem jeweiligen Händler hergestellt

hat. 

Für die weiteren Bestandteile der neuen GVO endet die Übergangsfrist

schon im Oktober 2003. So zum Beispiel die Neuregelung im Verhältnis

zwischen Hersteller und Werkstatt. Konnte sich ein Automobilproduzent

bisher seine Vertragswerkstätten selbst aussuchen, wird er nun jeden

Reparaturbetrieb akzeptieren müssen, der die vom Hersteller

festgelegten Qualitätsmerkmale erfüllt. Das sorgt für mehr Wettbewerb

und wird dem Verbraucher möglicherweise niedrigere Reparaturkosten

bescheren. Er profitiert auch davon, dass die Reparatur- und

Servicebetriebe nach der neuen GVO nicht mehr gezwungen sind, die stark

überteuerten Ersatzteile vom Fahrzeughersteller zu kaufen. Stattdessen

können sie künftig ihren Bedarf dort decken, wo ihnen qualitätsgleiche

billigere Teile angeboten werden. 

Ein weiterer wesentlicher Punkt der neuen GVO ist, dass der Zugang zu

den Reparaturdaten allen Werkstätten gleichermaßen ermöglicht werden

muss. Dafür haben vor allem der ADAC und die europäischen

Automobilverbände gekämpft. Dies ist die Voraussetzung dafür, dass auch

so genannte freie Werkstätten grundsätzlich jedes Fahrzeug reparieren

können. In der Praxis wird dies in Einzelfällen möglicherweise daran

scheitern, dass sich die Anschaffung kostspieliger Diagnosegeräte und

Spezialwerkzeuge für kleine Werkstätten nicht lohnt. Der ADAC fordert

in diesem Zusammenhang übrigens schon seit langem eine

Vereinheitlichung der Diagnose-Standards. 

Nach Ansicht des ADAC muss durch die neue GVO sicher gestellt werden,

dass auch weiterhin eine enge Zusammenarbeit und ein ständiger

Informationsaustausch zwischen Hersteller, Vertriebsorganisation und

den Reparatur- und Servicebetrieben stattfindet. Nur so kann der hohe

Sicherheitsstandard, der im Umgang mit dem Produkt Auto zwingend

notwendig ist, Gewähr leistet werden. 

----------------------------------------------------------------------

Röhl: Freier Kfz-Teile-, Service- und Reparaturmarkt sieht sich gestärkt

Hartmut Röhl, Präsident des Europäischen Verbands des Freien

Kfz-Teilehandels, würde eine Liberalisierung durch Mario Montis Reform

des europäischen Automobilvertriebs begrüßen. Heute mittag fällt in

Brüssel die Entscheidung.

Cledipa, der Europäische Verband des freien Kfz-Teilehandels, würde die

für heute geplante Annahme der neuen

Automobil-Gruppenfreistellungsverordnung (GVO) durch die Europäische

Kommission sehr begrüßen. 

"Sollte der Entwurf in der vorliegenden Fassung verabschiedet werden,

so wäre dies eine Stärkung des freien Wettbewerbs im Kfz-Teile-,

Service- und Reparaturmarkt in der EU. Die neue Regelung würde Vorteile

für die Verbraucher bringen und sie wäre eine Chance für die

mittelständisch geprägten Unternehmen des freien Kfz-Teilehandels sowie

des Service- und Reparaturmarktes. Sie würde sicherstellen, daß die

über 200 Millionen Fahrzeugbesitzer in der EU auch langfristig die

Wahlmöglichkeit zwischen einer Vertragswerkstatt und einer freien

Werkstatt haben werden", so der Präsident der Cledipa, Harmut Röhl. 

Die neue GVO würde den Handel mit Kfz-Ersatzteilen liberalisieren und

mehr Transparenz für den Verbraucher schaffen: Das Recht der

Zulieferer, ihre Produkte mit ihrem eigenen Logo zu markieren und ohne

Beschränkungen seitens der Automobilindustrie direkt an

Vertragswerkstätten oder an freie Teilehändler und freie Werkstätten zu

liefern, wird in dem neuen Entwurf gestärkt.  Dies würde mehr Auswahl

für den Verbraucher und Preiswettbewerb für den Automobilhersteller

bedeuten.

Auch der Handel mit "Originalersatzteilen" würde verbessert. Hierzu

beabsichtigt die EU-Kommission, eine neue Definition einzuführen: Die

Kfz-Ersatzteile, die die Zulieferer der Automobilindustrie für den

freien Teilemarkt herstellen und die technisch den gleichen

Qualitätsstandard wie die im Neufahrzeug verwendeten Autoteile haben,

dürften nach der neuen GVO künftig als "Originalteile" bezeichnet

werden. "Damit trägt die EU-Kommission der Tatsache Rechnung, dass 80

Prozent der Kfz-Ersatzteile, die von den Vertragswerkstätten oder den

freien Werkstätten gebraucht werden, im Grunde von der

Kfz-Teileindustrie stammen und  qualitätsidentisch an die

Automobilindustrie und den freien Kfz-Teilehandel geliefert werden. Der

neue Original-Ersatzteile-Begriff würde wesentlich zur Transparenz für

den Verbraucher beitragen, da dieser Begriff nunmehr nicht mehr alleine

von der Automobilindustrie, definiert über den Vertriebsweg, besetzt

werden kann, sondern die Qualität des Teils als Maßstab anlegt", so

Hartmut Röhl.

Darüber hinaus ist die EU-Kommission in ihrem GVO-Entwurf der

Empfehlung des Berichterstatters des Europäischen Parlaments, Dr.

Christoph Konrad, gefolgt und hat den Zugang zu technischen

Informationen erheblich ausgeweitet und inhaltlich präzisiert. Freie

Werkstätten und andere Marktteilnehmer des freien Service- und

Reparaturmarktes sollen künftig von den Automobilherstellern alle

notwendigen Reparaturinformationen erhalten, um Fahrzeuge zu warten

oder etwa universell einsetzbare Diagnosegeräte und Wartungswerkzeuge

zu nutzen und bereitzustellen. Auch von den Schulungen der Hersteller

dürfen sie nicht mehr ausgeschlossen werden. 

Insbesondere die zunehmende Vernetzung elektronischer Systeme in

Fahrzeugen ist eine reale Gefahr für die freien Werkstätten, die

immerhin laut EU-Kommission einen Anteil von 50% am Wartungsgeschäft in

der EU haben. "Wenn die Chance der neuen GVO nicht ergriffen und der

freie Zugang zu diesen elektronischen Systemen nicht umfassend geregelt

wird, so wäre dies das Ende des freien Reparaturmarktes. Die neue GVO

würde die europäische Gesetzgebung den Erfordernissen der modernen

Reparatur anpassen. Sie würde die Voraussetzungen dafür schaffen, dass

freie Werkstätten eine faire Chance im Wettbewerb mit den gebundenen

Vertragswerkstätten der Autohersteller und die Verbraucher eine

Alternative erhalten", so Hartmut Röhl. "Daher würde der freie

Teilehandel die Annahme der neuen GVO sehr begrüßen".

